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TOP 1a:

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 21)

Drucksache: 508/17

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen Parteien, die nach ihren Zielen oder dem 
Verhalten ihrer Mitglieder darauf ausgerichtet sind, die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, von staatlicher Finanzierung 
und steuerlicher Begünstigung ausgeschlossen werden. Die Entscheidung über 
die Frage der Verfassungswidrigkeit sowie den Ausschluss von staatlicher Fi-
nanzierung und steuerlicher Begünstigung soll durch das Bundesverfassungsge-
richt erfolgen. 

Hintergrund ist die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Janu-
ar 2017, in der ein Verbot der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands 
(NPD) gemäß Artikel 21 GG abgelehnt wurde (Az. 2 BvB 1/13). In dem Urteil 
wurde zwar festgestellt, dass die NPD danach strebe, die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung zu beseitigen und auch planvoll und qualifiziert auf die 
Erreichung dieses Ziels hinarbeite. Das Verbot der NPD scheiterte aber daran, 
dass es der Partei an dem nötigen Gewicht fehle, das Ziel jemals zu erreichen. 
Dem verfassungsändernden Gesetzgeber wurde jedoch der Hinweis gegeben, 
dass die Möglichkeit bestehe, unterhalb des Parteiverbots weitere abgestufte 
Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Parteien mit verfassungsfeindlicher Zielset-
zung vorzusehen. 

In diesem Sinne sollen durch Einfügung von zwei neuen Absätzen in Artikel 21 
GG künftig die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, politische Parteien, 
die – unabhängig von den Erfolgsaussichten – das Ziel verfolgen, die freiheitli-
che demokratische Grundordnung zu bekämpfen und damit deren Beseitigung 
Vorschub leisten wollen, sowohl von finanziellen Zuwendungen des Staates als 
auch von steuerlichen Privilegien ausgeschlossen werden zu können.
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner 954. Sitzung am 10. März 2017 beschlossen, einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes zum Zweck des Ausschlusses 
extremistischer Parteien von der Parteienfinanzierung gemäß Artikel 76 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bundestag einzubringen (vgl. BR-
Drucksache 153/17 (Beschluss)). 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 240. Sitzung am 22. Juni 2017 den im 
Wesentlichen inhaltsgleichen Gesetzesantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD aufgrund der Beschlussempfehlung des Innenausschusses (vgl. BT-Druck-
sache 18/12846) unverändert angenommen und die Gesetzesinitiative des Bun-
desrates für erledigt erklärt.

III. Empfehlung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem 
Bundesrat, dem Gesetz gemäß Artikel 79 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzu-
stimmen.


